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1. Einleitung — Problemstellung 

1.1. „Dogmatisches Defizit" bei der Behandlung pluralistisch 
strukturierter Entscheidungsgremien 

Als das Bundesverwaltungsgericht in seiner Entscheidung vom 16. De-
zember 19711 zum Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften (GjS) mit seiner bisherigen Rechtsprechung brach und die 
Entscheidungen der Bundesprüfstelle — gleiches folgerte kurze Zeit 
später das Verwaltungsgericht Berl in für die Bescheide der Filmförde-
rungsanstalt2 — nur noch in Randbereichen als überprüfbar  ansah, 
wurde dies „fast als Sensation"3 bezeichnet. Sensationell vor allem des-
wegen, wei l das Gericht darin die überkommene Rechtsprechung hin-
sichtlich der Überprüfbarkeit  sog. „unbestimmter Rechtsbegriffe"  auf-
gab und die Vorstellung, daß bei der Anwendung des Begriffs  der „Eig-
nung zur Jugendgefährdung" nur eine  richtige Lösung möglich sei, kur-
zerhand als Fikt ion abtat. 

Nur am Rande und mit mannigfachen Fragezeichen versehen wurde 
dabei auf die wohl brisanteste Stelle4 des Urteils eingegangen, die auf 
„Elemente gesellschaftlicher Repräsentanz" in der Bundesprüfstelle 
und die damit verbundene „Gewähr, daß bei der Entscheidung über die 
Aufnahme einer Schrift  in die Liste die verschiedenen Gruppen unserer 
pluralistischen Gesellschaft wirksam werden"5 verweist, um die These 
von der Unüberprüfbarkeit  der Entscheidung dieses Gremiums zu er-
härten. 

Dabei scheinen Zusammensetzung und Struktur dieses Gremiums 
nach herkömmlicher Auffassung  ebenso wie die vom Bundesverwal-
tungsgericht zuerkannte Legitimation zur verbindlichen Letztentschei-
dung nahezu allen rechtsstaatlichen und demokratischen Postulaten zu 
widerstreiten: so ist die Bundesprüfstelle weder über Rechts- und Fach-
aufsicht der Ministerialverwaltung an das Parlament rückgebunden, 
noch sollen nach Auffassung  des Bundesverwaltungsgerichts die Ge-

1 BVerwGE 39, 197. 
2 Ur te i l V. 25.10.1972, DVB1. 1974, S. 375 ff. 
3 Bachof,  Anmerkung zum Ur te i l des Bundesverwaltungsgerichts in JZ 

1972, S. 208. 
4 So Ossenbühl,  DöV 1972, S. 404. 
5 BVerwGE 39, 197 (204). 
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richte darüber wachen können, ob die Verwaltung den Begriff  der Ju-
gendgefährdung entsprechend dem Wil len des Gesetzgebers ausgelegt 
hat, um so zumindest eine mittelbare Rückbindung an den Wil len des 
parlamentarischen Gesetzgebers zu bewirken, ganz zu schweigen von 
den Bedenken, die im Hinblick auf die Rechtsschutzgarantie des Art . 19 
Abs. 4 GG geltend gemacht werden®. 

Polemisch formuliert:  die verbindliche Rechtsfindung wi rd aus dem 
Bereich der demokratisch legitimierten staatlichen Gewalt entlassen 
und Repräsentanten der Gesellschaft ausgeliefert,  „ für deren Qualifika-
t ion nicht die Gesellschaft als der souveräne Demos, sondern in unkon-
trollierbarer  Weise allein die vorschlagenden Organisationen die Ver-
antwortung tragen"7. 

1.2. Pluralistisch strukturierte Entscheidungsgremien 
als Teilausschnitt der Partizipationsproblematik 

Eher am Rande und ohne näher darauf einzugehen, hat Bachof  in 
der Rezension dieser Entscheidung8 auf die juristische Relevanz der 
Zusammensetzung von Verwaltungsgremien verwiesen, während Ossen-
bühl9 den Bogen zur Partizipationsdiskussion schlug und die Frage 
stellte, inwieweit Entscheidungsgremien wie die Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Schriften Ansätze zu einer „Sozialisierung" von 
Verwaltungsentscheidungen enthalten. 

Daß man es mit diesen Andeutungen bewenden ließ, ist nicht ver-
wunderlich, scheint doch die vom Bundesverwaltungsgericht neben den 
Fachkenntnissen hervorgehobene „gesellschaftliche Repräsentanz" des 
Gremiums, sowie die Tatsache, daß in der Bundesprüfstelle die „ver-
schiedenen Gruppen unserer pluralistischen Gesellschaft wirksam wer-
den"10, auf Aspekte hinzuweisen, die in erster Linie Gegenstand polito-
logischer oder soziologischer, nicht aber juristischer Untersuchungen 
sind und im Bereich der Staats- und Verwaltungslehre nur mi t Skepsis 
betrachtet werden, soweit es sich nicht um die meist nur als Ausnah-
men apostrophierten Rundfunkräte oder Gremien der sozialen Selbst-
verwaltung handelt. Auch der zuweilen unternommene Versuch, Gre-
mien dieser A r t als reine Sachverständigengremien oder gar richter-
ähnliche Gremien einzuordnen und damit das Element „gesellschaft-
licher Repräsentanz" auszublenden, signalisiert eher Ratlosigkeit. 

β I n diesem Sinne etwa die K r i t i k von v. Olshausen,  JuS 1973, S. 220. 
7 ν . Olshausen,  JuS 1973, S.220; Ott, NJW 1972, S. 1221, Fußnote 15; k r i -

tisch auch Papier,  DVB1. 1975, S. 463. 
8 JZ 1972, S. 209. 
• DöV 1972, S. 404. 
1 0 BVerwGE 39, 197 (204). 
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Pluralistisch strukturierte Verwaltungsgremien haben aber auch in 
der Verwaltungswirklichkeit einen schweren Stand, selbst dann, wenn 
sie — wie etwa die Jugendwohlfahrtsausschüsse — auf eine lange Tra-
dit ion zurückblicken können.11 Im Rahmen der Diskussion um die Neu-
regelung des Jugendhilferechts wurde immer wieder deutlich12, wie 
sehr man, vor allem von staatlicher und parteipolitischer Seite, die 
Jugendwohlfahrtsausschüsse als Fremdkörper in der Verwaltung be-
trachtet. Eine Reihe von Vorschlägen ging denn auch dahin, die — ins-
besondere durch die eingeräumten Beschlußfassungsrechte gekennzeich-
nete — Sonderstellung der Jugendwohlfahrtsausschüsse in der Kom-
munalverwaltung überhaupt abzuschaffen. 13 

Das Interesse der Verfassungs- und Staatslehre gi l t zudem weitge-
hend nur der Wirksamkeit der verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pen im Vorfeld staatlicher Willensbildung14, wo man ihnen freilich ein 
erhebliches Gewicht für die Vorformung des politischen Willens zu-
mißt15. Für legit im hält man das Wirken von Gruppen und Verbänden 
der pluralistischen Gesellschaft in der Regel nur in der Sphäre der 
nichtorganisierten Öffentlichkeit. 16 

Zwar hat die zu Beginn der 70er Jahre verstärkt geführte Parti-
zipationsdiskussion17 wesentlich dazu beigetragen, die Zielwerte der 

n Bereits § 9 Abs. 2 des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes v. 9. 7.1922 (RGBl. 
I , S. 633) sah einen Verwaltungsausschuß des Jugendamtes vor, dessen Bei-
sitzer sich zu 2/5 aus den i m Bezirk des Jugendamtes wirkenden freien Ver-
einigungen für Jugendwohlfahrt  und Jugendbewegung rekrutierten. I n dieser 
organisatorischen Zusammensetzung haben die Jugendämter bis zum 31.1. 
1939 bestanden. Durch Reichsgesetz v. 1. 2.1939 (RGBl. I , S. 109) wurden die 
freien Vereinigungen der Jugendwohlfahrt  und die Jugendverbände von der 
Mitarbei t i n den Jugendämtern ausgeschlossen. Erst i m Jahre 1953 wurde 
die alte organisatorische Ausgestaltung der Jugendämter wieder eingeführt 
(G. zur Änderung von Vorschriften  des RJWG v. 28. 8.1953 — BGBl. I , S. 1035) 
und später in das am 1.1. bzw. 1. 7.1962 in Kra f t  getretene JWG (BGBl. I , 
S. 1205) übernommen. Siehe dazu Hasenclever,  Jugendhilfe und Jugendge-
setzgebung seit 1900, S. 169 ff.  u. S. 198 ff.;  Potrykus  /  Rauball,  Der Jugend-
wohlfahrtsausschuß, S. 1 ff. 

1 2 s. dazu auch unten, Tei l 1.3.2. 
1 3 s. dazu sogleich unten, Tei l 1.3.2. 
14 Maunz,  i n Maunz/ Dür ig / Herzog / Scholz, GG, Ar t . 9 Rdnr. 13 ff.;  Scheu-

ner,  Der Staat und die Verbände, S. 14 f.; H. Huber,  Staat und Verbände, 
S. 21 f. 

15 Hesse, Grundzüge, S. 167 f. 
1β J. H. Kaiser,  Die Repräsentation organisierter Interessen, S. 354 ff. 
1 7 Hierzu ausführlich die Referate von Schmitt  Glaeser  und Walter  zur 

„Part izipation an Verwaltungsentscheidungen" in W D S t R L 31 (1973), S. 179 ff. 
bzw. 147 ff.;  siehe ferner:  Blümel,  „Demokratisierung der Planung" oder 
rechtsstaatliche Planung, S. 9 ff.;  Dagtoglou,  Part izipation Privater an Ver-
waltungsentscheidungen, DVB1. 1972, S. 712 ff.;  Dienel,  Part izipation an Pla-
nungsprozessen als Aufgabe der Verwaltung, Die Verwaltung, 1971, S. 151 ff.; 
Kisker,  Gruppenmitbestimmung in der öffentlichen  Verwaltung, DöV 1972, 
S. 520 ff.;  Knöpfle,  Organisierte Einwirkungen auf die Verwaltung, DVB1. 


